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Fi~e..nzrninister Dr. Kami tz kündigt an: 

_~q3~zentwurf üb er die Neuregelung der . HauBba~tsbesteuerung 

A n fra g e b e a n t W 0 r tun g 

In der Sitzung des Nationalrates am 6. Juli haben Abgeordnete dor 

ÖVP, SPÖ und FPÖ eine gemeinsame Anfrage bezüglich dereage~WijrtigaIForm der 
y 

Haushaltsbesteuerun~ eingebracht . Die Abg. D W 0 r a. k, K 0 s t r 0 u n, 

K a n d u t s c h, K r i p p n e r, Ferdinanda F los s man n und Genossen 

wiesen in dieser Anfrago an den Finanzminister darauf hin, dass die Frase der 

Haushaltsbesteuerung der Ehegatten im österreichischen Einkommensteuerreoht der

zeit in einer Weise 5eregelt sei, die den Grundsätzen der Stouergleichheit und 

Steuergerechtigkeit widerspreche. Sie fragten den Minister, ob er bereit sei, 

e ine Gesetzesvorlage einzubringen, die die Beseitigung dieser Steuerungleichheit 

zum Ziele habe. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Kam i t z hat diese Anfrage in 

nachstehender Weise beantwortet : 

Mit Bezug auf die Anfrage der Abgeordneten Dwo~akJ Kostroun, Kandutsch 

und Genossen, betreffend Haushaltsbesteuerung, beehre ich mich mitzuteilen, dass 

das Bundesministerium für Finanzen beabsichtigt, in nächster Zeit den Entwurf 

eines Bundesgesetzes über die Neuregelung der Hauahaltsbesteuerung auszuarbei

ten und der Öffentliohkeit vorzulegen. Es muss jedoch darauf hingewiesen wcruen, 

dass diese Frage in oincm untrennbaren Zusammenhang mit der in Aussicht ge

nommenen Senkung des Einkommensteuertarifes steht, wobei aue budgetären Gründon 

eine Senkung des Einkommenst euertarifes nur unter Berücksiohtigung der durch 

die Neuregelung der H~ushaltsbesteuerung etwa entstehenden Ausfälle an Bundes

einnahmen wird in Betraoht gezogen werden können. 
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